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ÖSTERREICHS TAGESZEITUNG FÜR WIRTSCHAFT UND FINANZEN 

Der Logistikhub Lateinamerikas: Panama macht sich für Schiffsriesen fit. 9 

SERBIEN 

Milliarden 
für die 
Energie 
Serbien will für seinen 
Energiesektor zehn 
Milliarden € in die 
Hand nehmen und 
sucht dafür Investoren. 
Zwei Milliarden sollen 
bis 2020 in erneuer­
bare Energien fließen. 
Anreize gibt es für 
Investoren no'ch nicht 
genügend, doch die 
Projekte sind bereit. 8 

JUNIORBLATT 

Verhandeln 
ist billiger 
als streiken 
In Griechenland geht 
gar nichts mehr: Ein 
Generalstreik lähmt das 
Land. Streiks sind nicht 
nur für die betroffenen 
Unternehmen ein gro­
ßer Schaden. Öster­
reich hat eine bessere 
Methode gefunden, die 
Konflikte zwischen Ar­
beitgebern und Arbeit­
nehmern zu lösen. 19 

TOURISMUS 

Seebühne 
belebt die 
Wirtschaft 

Die Umwegrentabilität 
der heute startenden 
Bregenzer Festspiele 
ist enorm: Laut Studie 
bringt das kulturelle Er-
.a,;rr~ ;~ h ; eo "7,"I 17A 1'.K;ll ; n _ 

Krida: ·Erste Anzeige 
nach Alpine-Bankrott 

, 

B
ei der Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft ist am Dienstag in der 

· Causa Alpine die erste Strafanzeige eingelangt. Sie dreht sich um den Vor­
wurf der betrügerischen Krida sowie eine Strafnorm nach dem GmbH-Gesetz. 

Hinter der Anzeige steht der CAUSA 
Wiener Anlegeranwalt Eric ALPINE 
Breiteneder, der auch ge­

dass sie·nach der Anleihen­
emission 2012 Zahlen ge­
schönt dargestellt haben 

schädigte Anleiheninhaber vertritt. 
Laut der dem WirtschaftsBlatt vor­
liegenden Anzeige wird vorrangig 
zwei spanischen Managern sowie 
drei Österreichern vorgeworfen, 

RATINGS 

sollen - den Schwerpunkt der Vor­
würfe macht der in der Öffent­
lichkeit erst später bekannt ge­
wordene Verkauf des „Filetstücks" 
des Konzerns, der Alpine-Energie, 

aus. Gläubigern würden hier 
Millionen vorenthalten, so der 
Vorwurf. Bei der Alpine hingegen 
verweist man darauf, dass das nur 
ein Teil der Restrukturierung war 
- und man stellt in Aussicht, dass 
der Insolvenzmasse dadurch Geld 
zufließen könne. 3 

Realwirtschaft bleibt gelassen 
Moody's hat die Bewertung der Bank Austria auf „Baal" gesenkt - eine „rein techni­
sche Konsequenz", so die Ratingagentur. Kreditversicherer, Anwälte und Banker 
reagieren gelassen: Die Einstufungen hätten kaum mehr Gewicht. 4 

INTERVIEW 

„Glaube nicht an 
magere· Ja4re" 
Vienna-Insurance-Group-Chef Peter Hagen 
sieht in CEE weiter Wachstumschancen - auch 
mithilfe von ZUkäufen. Das Hochwasser hat den 
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EMERGING MARKETS 

Mexiko beschließt riesiges 
Investitionsprogramm 
Erst kamen die marktwirt schaft lichen 
Reformen und jetzt kommt das Geld: 242 
Mill iarden€ sollen bis·2018 fl ießen. 9 

FINANZEN & BÖRSE 

Skandinavische Banken 
überzeugen die Märkte 
Nordeuropas Finanzinstitute beeindru­
cken mit stabile·n Quartalszahlen. Die 
Finanzkrise ist kaum ein Thema. 11 

Ausgaben für Arbeitslose 
um 20 Prozent gesunken 
Die Arbeitslosen-Unterstützung{lat sich 
in der Krise bewährt. sagt die OECD. Trotz­
dem wird jetzt gespart. 12 

Was sie nicht umbringt, 
macht sie stärker 
Der Lufthansa ist durch den Einsatz von 
Germanwings eine takt ische Meisterleis­
tung im Tiefpreissegment gelungen. 13 

Hagel: So hoch sind die 
Prämien und Schäden 2013 
2013 wu_rden der Hagelversicherung bis­
her 12.600 Fälle gemeldet. Pro Hektar Mais 
zahlen die Bauern circa 14 €Prämie. 15 

STEUERBLATT 

Förderreigen für Lehrlinge 
und Kleinstunternehmen 
Für Unternehmen, die Lehrlinge ausbil­
den, gibt es eine Reihe von finanzie llen 
Unterstützungsmaßnahmen. 18 

ONLIN:E 

Das Geschäft mit 
ungeliebten Mails 
Spam wird als Vertriebsweg für gefälschte 
Medikamente. Luxuswaren und Software 
verwendet. Der Schaden für die Wirtschaft 
ist enorm. 
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KRIDA-VERDACHT 
Perout~a~ 

Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft bestätigt Anzeige gegen Alpine-Manager 

Strafanzeige nach 
Pleite der Alpine · 
Verdacht der betrüge­
rischen Krida und 
Falschinform ierung 
durch das Manage­
ment: Bei der WKStA 
ist nun die erste Anzei­
ge nach dem Alpine­
Debakel eingelangt. 

WIEN. Die Pleite der spanisch, , 
österreichischen Alpine könn­
te ein strafrechtliches Nach­
spiel haben. Anwalt Eric Brei­
teneder, Mitglied des Interna­
tion Financial Litigation 
Network, hat am Dienstag 
bei der Wirtschafts- und 
Korruptionsstaatsanwaltschaft 
(WKStA) Anzeige gegen fünf 
Manager (vorrangig zwei 
Spanier, drei Österreicher) er­
stattet. Eine Kanzlei in Spanien 
wurde eingeschaltet. Anzeigen 
werden dort „wenn nötig" ein­
gebracht. 

Die Vorwürfe betreffen be­
trügerische Krida und eine 
Strafnorm des GmbH-Geset­
zes (Strafrahmen: ein Jahr 
Haft, § 122 GmbHG), die fal­
sche Auskünfte an die Öffent­
lichkeit sanktioniert. 6000 An­
leiheninhaber sind betroffen. 
Die vorliegende Anzeige um­
fasst zwei Kernpunkte: 

Erstens: der Fall Alpine­
Energie. Die Alpine-Tochter 
galt als Schmuckstück. Erst 
rund zwei Monate nach ihrer 

. Übertragung kam ans Licht, 
dass sich die Alpine-Mutter 

FCC die Alpine-Energie gesi­
chert hatte. Die Tochter >yar 
am 29. März übertragen wor­
den. „Sämtliche Aktien der Al­
pine-Energie Holding AG wur­
den möglicherweise ohne ent­
sprechenden Gegenwert an die 
Bvefdomintaena Beteiligungs­
verwaltung GmbH überlassen. 
Ein kolportierter Kaufpreis 
von einem Euro ist jedenfalls 
keine... auch nur annähernd 
wirtscbaftlich adäquate Ge­
genleistung", steht in der An­
zeige. Laut Anleihebedingun­
gen wäre Anlegern hier ein 
sofortiges Kündigungsrecht 

, zugestanden. Noch in der Bi­
lanz 2011 habe laut Anzeige 
die Energie-Tochter einen 
Wert von 80 Millionen € ge­
habt, tatsächlich wurde er mit 
100 Millionen€ beziffert. Dem 
steht ein Zuschuss von 75 Mil­
lionen € an die Alpine-Bau ge­
genüber. Allein die Differenz 
zum wahren Wert legt laut An­
zeige aber nahe, dass zig Mil­
lionen € Gläubigern vorent­
halten worden wären. Weiters 
sei der Deal ohne Ad-hoc­
Meldung abgelaufen. Während 
Anfang des Jahres über einen 
Verkauf spekuliert wurde, hieß · 
es im Mai per OTS: „Die As­
sets sind noch da." In einer 
OTS vom 6. Juni ist die Rede 
davon, dass sich der Verkauf 
der Alpine-Energie - der schon 
erfolgt war - „verzögere". 

Der zweite Punkt der An­
zeige ist die letzte Anleihen­
Begebung. Im Mai 2012 wur-

VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

de die letzte Anleihe emittiert. 
Am 1. August wurden die Zah­
len zum 30. Juni veröffentlicht. 
Alles schien rosig: Die Forde­
rungen seien gestiegen, Ver­
bindlichkeiten gesunken, hieß 
es. Am 20. September kam der 
KPMG-Prüfbericht„ Dieser 
zeichii.ete ein desaströses Bild: 
138 Millionen € negatives Ei­
gen.l<apital. und Wertberichti­
gungen von 400 Millionen €. 
Erst vier Tage nach einem Me­
dienbericht reagierte man ad 
hoc. Der Vorwurf: Die Alpine 
habe schon länger v:on der Mi­
sere gewusst, die Bilanz „sei 
möglicherweise falsch" (so die 
Anzeige) gewesen. 

1 nter-Com pany-Loan 
Bei der Alpine herrscht ge­
drückte Stimmung. Die Uni­
versale ging an Bahnbau Wels. 
Laut Stellungnahme ist die Al­
pine-Energie-Transaktion ·in 
Zusammenhang mit Finanzie­
rungen im Frühjahr zu sehen, 
da BA und Erste abwinkten. 
FCC stellte 35, ein deutscher 
Fonds namens „Apollo" 40 
Millionen € bereit. Es sei ge­
plant, dass bei einem späteren 
Verkauf ein Erlös über 75 Mil­
lionen € der Masse zufließe. 
Die Alpine-Energie hat bei der 
-Bau noch einen lnter-Com­
pany-Loan von über 100 Mil­
lionen€ offen: Daher habe die 
Masse noch Zugriff auf die 
Alpine-Energie. 

OLIVER JAINDL 
oliver.jaindl@wirtschaftsblatt.at 

Konzipienten erringen Sieg bei Pensionsfrage 
WIEN. Im Streit um Zahlun­
gen für die Altersvorsorge von 
Konzipienten muss die Rechts­
anwaltskammer Wien (RAK) 
einen schweren Schlag hin­
nehmen. In einem aktuellen 
Erkenntnis (G 31/2013) kippt 
der Verfassungsgerichtshof 
(VfGH) eine Regelung in der 
Rechtsanwaltsordnung, wo­
nach Rechtsanwaltsanwärtern 
bei Kammerbeschlüssen ge-

Jahr 2010 bei einer Plenarsit­
zung ein Antrag abgelehnt, mit 
dem eine Gruppe vori Konzi­
pienten die Aufteilung der 
Pensionsbeiträge zwischen 
Rechtsanwälten und -anwär­
tern erreichen wollte. Letzte­
re tragen die Kosten zur Gän­
ze, so die Kritik. 

Enorme Tragweite 
Rechtsanwalt und Beschwer-

Zukunft.ein volles Stimmrecht 
zusteht und alle seit 2010 ge­
troffenen Beschli,isse der RAK 
verfassungswidrig sind. Die 
Geschäftsordnungen, auf de­
ren Grundlage alle Beschlüs­
se gefasst wurden, seien unter 
Anwendung der verfassungs­
widrigen Regelung beschlos­
sen worden. „Ich kann mir 
nicht vorstellen, wie man das 
aus der Welt schafft", sagt 
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AFFÄRE 

Auftakt für U-Ausschuss 
zu Kärntner Seenverkauf 
KLAGENFURT/WIEN. Heu­
te, Mittwoch, findet in Kla­
genfurt der Untersuchungs­
ausschuss zum umstrittenen 
Verkauf von Maltschacher 
See, Hafnersee und einer Fe­
rienanlage am Ossiacher See 
von ÖGB und Bawag an das 
Land Kärnten im Jahr 2007 
unter Landeshauptmann 
Jörg Haider statt. Laut Rech­
nungshof war nicht nur der 
Kaufpreis von 44 Millionen 
€ um zehn bis zwölf Millio­
nen€ zu hoch, zudem lag die 
Maklerprovision mit 3,5 Pro­
zent über dem gesetzlichen 
Limit von drei Prozent. Käu­
fer und Verkäufer gründeten 
für den Deal eigene Gesell­
schaften. Die Wirtschafts­
und Korruptionsstaatsan­
waltschaft (WKSTA) ermit­
telt in der Sache. 

Geladene Promis 
In den U-Ausschuss geladen 
ist eine Reihe prominenter 
verantwortlicher Landespo­
litiker von BZÖ/ FPK, SPÖ 
und ÖVP: Ob Gerhard Dörf­
ler, Uwe Scheuch, Wolfgang 
Schantl, Reinhard Rohr, 
Gaby Schaunig und Josef 
Martinz erscheinen werden, 
stand gestern noch nicht fest. 
Den, Vorsitz des· Ausschus­
ses hat Barbara Lesjak von 
den Grünen. 

Wirtschaftlich betrachtet 
war die Transaktion für das 
Land jedenfalls alles andere 
als ein Erfolg: So wurde bei­
spielsweise die vom Rech­
nungshof als sehr optimis­
tisch eingestufte Pacht von 
zwei Millionen € jährlich 
auch nie eingenommen; ab 
2011 betrug sie 650.000 €. Ein 
Versuch, die Realitäten im 
Jahr 2010 wieder zu veräu-

BANKGEHEIMNIS 

fol1lne 

Auch eine ehemalige ÖGB-Liegenschaft am Ossiacher 
See wurde vom Land zu überhöhtem Preis gekauft 

ßern, scheiterte. In der Fol­
ge musste das Land Kärnten 
fast 28,6 Millionen € ab­
schreiben. 

„Inklusive Finanzierungs­
aufwand könnten die Trans­
aktionskosten i.rp. schlimms­
ten Fall 74 Millionen € be­
tragen, wodurch dem Land 
Kärnten ein immens hoher 
Schaden zugefügt worden 
sein könnte", sagt Grünen­
Landesrat RolfHolub, der der 
WKSTA eine umfangreiche 
Sachverhaltsdarstellung zur 
Causa übermittelt hat. 

Verflechtungen 
Auch mögliche Verflechtun­
gen zwischen der Verkäufe­
rin, Verpächterin bzw. der 
beauftragten Immobilien­
maklergesellschaft Aucon, 
dem ÖGB und der SPÖ 
kqnnten im Zusammenhang 
mit der Höhe des Honorars 
Schmiergeldzahlungen ver­
muten lassen, heißt es in der 
Sachverhaltsdarstellung. Es 
könnte insofern der Frage 
der Begünstigten des über-

zogenen Honorars im Au­
con-Firmengeflecht nachge­
gangen werden. 

Auffällig erscheine etwa, 
dass die Aucon im Jahr der 
Transaktion gegründet und . 
gemäß Jahresabschlussprü­
fung 2008 unter dem Posten 
Rechts- und Beratungsauf­
wand ein Betrag von 761.000 
€ als Aufwand ausgewiesen 
wurde sowie als einzige Ein­
nahmen offensichtlich die 
Erträge aus dem Seendeal 
von 1,5 Millionen € verbucht 
wurden. 

Nachdem um den Fahr­
plan für den U-Ausschuss 
wegen der Nationalratswahl 
am 29. September bislang 
heftig gestritten wurde, soll 
es jetzt im September doch 
zwei bis drei weitere 
Sitzungen geben. Dann sol­
len neben dem Prüfungslei­
ter des Rechnungshofs Ex­
ÖGB-Funktiönäre wie Cle­
mens Schneider und RuC!olf 
Hundstorfer sowie Haiders 
damaliger Büroleiter, Harald 
Dobernig, aussagen. (gf) 

Schweizer Steuervertrag 
bringt viel weniger Geld 
BRÜSSEL. Rund eine Milli­
arde € hätte Österreichs Fi­
nanzministerin Maria Fekter 
gerne aus einem Steuer­
abkommen mit der Schweiz 
lukriert. Doch ein Präze­
denzfall macht diese Höhe 
unwahrscheinlich: Nur circa 
ein Zehntel der erwarteten 
Erträge wi.id Großbritannien 
aus der (anonymen) Abgel­
tungssteuer erhalten, mit der 
bisher unversteuerte Bank­
guthaben britischer Anleger 
(Altlasten) in der Schweiz 
belastet werden sollen. 

Weniger als 800 Millionen 
Franken (646 Millionen €) 

· würden es, schätzt die 
Schweizer Bankiersvereini­
gung. London hatte sechs bis 
zehn Milliarden Franken ( 4,8 
bis acht Milliarden€) erwar­
tet. Doch die Höhe der be­
troffenen Einlagen habe sich 
als niedriger herausgestellt. 
Die meisten hätten zudem die 
Offenlegung ihrer Konten 
bevorzugt, weil der interna­
tionale Trend ohnehin in 

te die Bankiersvereinigung 
mit. Über Liechtenstein sei 
das für Briten in der Regel 
deutlich günstiger als die Ab­
geltungssteuer. 

Das deutet auf einen Rück­
schlag für ein sehr ähnliches 
Abgeltungssteuerabkommen 
hin, das Österreich mit der 
Schweiz abgeschlossen hat. 
Fekter erwartete, dass daraus 
gut eine Milliarde € für 
österreichische Altlasten auf 
Schweizer Konten in die hei-

mische Staatskassa fließt. Im 
Finanzministerium heißt es, 
dass die wahre Höhe der Ein­
nahmen noch nicht bekannt 
sei. Zwar könne man die bri­
tischen Verhältnisse nicht 
einfach auf Österreich über­
tragen. Doch auch hier gab 
es statt der anonymen Steu­
er Hunderte (strafbefreien­
de) Selbstanzeigen. 

überholtes Konzept 
Fekters Linie wird dadurch 
geschwächt: Keinen Daten­
friedhof, sondern Cash wol­
le sie von den Schweizern, 
hatte sie gegen den automa­
tischen Info-Tausch und für 
die Abgeltungs~teuer von 15 
bis 38 Prozent des bisher un­
versteuerten Kapitals je nach 
dessen Höhe argumentiert. 

Die scheint als Konzept . 
aber überholt, seit ein ent­
sprechendes Abkommen 
zwischen der Schweiz und 
Deutschland im Bundestag 
gescheitert war und Luxem­
burg in Folge den Übergang 
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